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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1988 Ausgegeben am 17. Mai 1988 87. Stück

243. Protokoll über den Beitritt Mexikos zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
(NR: GP XVII RV 161 AB 366 S. 48. BR: AB 3427 S. 496.)

244. Abkommen zwischen der Republik Österreich und Finnland zur Vereinfachung des rechtlichen Ver-
kehrs nach dem Haager Übereinkommen vom 1. März 1954 betreffend das Verfahren
in bürgerlichen Rechtssachen
(NR: GP XVII RV 3 AB 88 S. 14. BR: AB 3233 S. 486.)

243.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN
BEITRITT MEXIKOS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Regierungen, die Vertrags-
parteien des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens sind (im
folgenden als „Vertragsparteien"
bzw. als „Allgemeines Abkom-
men" bezeichnet), die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft
und die Regierung der Vereinig-
ten Mexikanischen Staaten (im
folgenden „Mexiko" bezeichnet)
SIND

IN ANBETRACHT des
gegenwärtigen Status Mexikos
als eines Entwicklungslandes, auf
Grund dessen Mexiko eine
besondere und günstigere
Behandlung im Rahmen des All-
gemeinen Abkommens und ande-
rer Bestimmungen, die sich dar-
aus ergeben und für Entwick-
lungsländer festgelegt wurden,
erhält,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG der Ergebnisse der Ver-
handlungen über den Beitritt
Mexikos zum Allgemeinen
Abkommen, durch ihre Vertreter
wie folgt
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ÜBEREINGEKOMMEN:

Teil I — Allgemeine Bedingun-
gen

1. Mexiko wird, sobald dieses
Protokoll gemäß Absatz 9 in
Kraft tritt, zu einer Vertragspar-
tei des Allgemeinen Abkommens
im Sinne seines Artikels XXXII
und wendet gegenüber den Ver-
tragsparteien vorläufig und nach
Maßgabe dieses Protokolls an:

a) die Teile I, III und IV des
Allgemeinen Abkommens
und

b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens in größtmögli-
chem Ausmaß, das mit sei-
nen am Tage des Datums
des Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften verein-
bar ist.

Die Verpflichtungen gemäß
Artikel I Absatz 1 des Allgemei-
nen Abkommens, soweit darin
auf Artikel III des Allgemeinen
Abkommens Bezug genommen
wird, und die Verpflichtungen
gemäß Artikel II Absatz 2 lit. b,
soweit darin auf Artikel VI des
Allgemeinen Abkommens Bezug
genommen wird, werden für die
Zwecke dieses Absatzes als zu
Teil II des Allgemeinen Abkom-
mens gehörig angesehen.

2. a) Falls in diesem Protokoll
nichts anderes bestimmt
ist, sind die von Mexiko
gegenüber den Vertrags-
parteien anzuwendenden
Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens
gemäß Absatz 83 von
GATT-Dokument L/6010
diejenigen, die in dem
Text enthalten sind, wel-
cher der Schlußakte der
zweiten Tagung des vor-
bereitenden Komitees der
Konferenz für Handel
und Beschäftigung der
Vereinten Nationen ange-
schlossen ist, und zwar in
der durch solche Überein-
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kommen berichtigten,
ergänzten oder auf andere
Weise geänderten Fas-
sung, die am Tage, an dem
Mexiko Vertragspartei
wird, in Kraft stehen.

b) In allen Fällen, in denen
Absatz 6 des Artikels V,
Absatz 4 lit. d des Arti-
kels VII; und Absatz 3
lit. c des Artikels X des
Allgemeinen Abkommens
auf das Datum jenes
Abkommens Bezug neh-
men, ist für Mexiko das
Datum dieses Protokolls
anzuwenden.

3. Auf dem Gebiete der Land-
wirtschaft erkennen die VER-
TRAGSPARTEIEN die Vor-
rangstellung an, die Mexiko die-
sem Sektor in seiner Wirtschafts-
und Sozialpolitik beimißt. In die-
sem Zusammenhang und zwecks
Verbesserung der landwirtschaft-
lichen Produktion zur Beibehal-
tung des Pachtsystems und zum
Schutze der Einkommens- und
Beschäftigungsmöglichkeiten der
Produzenten dieser Produkte
wird Mexiko gemäß der Bestim-
mungen von Absatz 29 des Doku-
mentes L/6010 mit der Durch-
führung seines Programms eines
schrittweisen Ersatzes früherer
Importbewilligungen durch
Schutzzölle in dem Ausmaß fort-
fahren, als dies mit seinen Zielen
auf diesem Sektor vereinbar ist.

4. Die VERTRAGSPAR-
TEIEN sind sich der Absicht
Mexikos bewußt, seinen nationa-
len Entwicklungsplan und seine
sektoralen und regionalen Pro-
gramme durchzuführen, sowie
die zu ihrer Durchführung erfor-
derlichen Instrumente zu institu-
tionieren, einschließlich solcher
steuerlicher oder finanzieller
Natur, gemäß den Bestimmungen
des Allgemeinen Abkommens
und gemäß den Bestimmungen
von Absatz 35 des Dokumentes
L/6010.

5. Mexiko übt seine Staatsge-
walt über Bodenschätze gemäß
der politischen Verfassung des
Landes aus. Mexiko kann
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bestimmte Ausfuhrbeschränkun-
gen, die sich auf die Erhaltung
von Bodenschätzen vor allem auf
den Energiesektor beziehen, auf
Grund sozialer und entwick-
lungsbedingter Erfordernisse bei-
behalten, wenn derartige Aus-
fuhrbeschränkungen in Verbin-
dung mit Einschränkungen der
inländischen Erzeugung oder des
inländischen Verbrauches in
Kraft treten.

Teil II — Liste der Zollzuge-
ständnisse

6. Sobald dieses Protokoll in
Kraft tritt, wird die Liste in der
Anlage zu einer Liste des Allge-
meinen Abkommens bezüglich
Mexikos.

7. a) In allen Fällen, in denen
Absatz 1 des Artikels 2 des
Allgemeinen Abkommens
auf das Datum dieses
Abkommens Bezug
nimmt, ist für jede Ware,
die Gegenstand eines
Zugeständnisses im Rah-
men der diesem Protokoll
beigefügten Liste der
Zugeständnisse ist, das
Datum dieses Protokolls
anzuwenden.

b) Betreffend die Bezug-
nahme im Absatz 6 lit. a
des Artikels 2 des Allge-
meinen Abkommens auf
das Datum dieses Abkom-
mens, ist das für die die-
sem Protokoll beigefügte
Liste der Zollzugeständ-
nisse anzuwendende
Datum das Datum dieses
Protokolls.

Teil III — Schlußbestimmungen

8. Dieses Protokoll wird beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch Mexiko bis 31. Dezember
1986 auf. Es liegt auch zur Unter-
zeichnung durch Vertragspar-
teien und die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft auf.

9. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tage
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seiner Unterzeichnung durch
Mexiko in Kraft.

10. Nachdem Mexiko nach
Absatz 1 dieses Protokolls eine
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann
es dem Allgemeinen Abkommen
auf Grund der anwendbaren
Bestimmungen dieses Protokolls
durch Hinterlegung einer Bei-
trittsurkunde beim Generaldirek-
tor beitreten. Dieser Beitritt wird
an dem Tage wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen nach
Artikel XXVI in Kraft tritt bzw.
am dreißigsten Tag nach dem
Tag der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde, je nachdem, wel-
cher Zeitpunkt der spätere ist.
Der Beitritt zum Allgemeinen
Abkommen gemäß dieses Absat-
zes wird für die Zwecke des
Absatzes 2 von Artikel XXXII
jenes Abkommens als Annahme
des Abkommens gemäß Abs. 4
des Artikels XXVI angesehen.

11. Mexiko kann die vorläufige
Anwendung des Allgemeinen
Abkommens vor seinem Beitritt
zu diesem gemäß Absatz 10
zurücknehmen. Eine derartige
Zurücknahme wird am sechzig-
sten Tag nach dem Tage wirk-
sam, an dem eine schriftliche Mit-
teilung hierüber beim Generaldi-
rektor eingelangt ist.

12. Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine beglau-
bigte Abschrift dieses Protokolls
und eine Notifikation über jede
Unterzeichnung desselben gemäß
Absatz 8 an jede Vertragspartei,
an die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft, an Mexiko und an
jede Regierung, die dem Allge-
meinen Abkommen vorläufig bei-
getreten ist.

13. Dieses Protokoll wird nach
Artikel 102 der Satzung der Ver-
einten Nationen registriert.

14. GESCHEHEN zu Genf,
am siebzehnten Juli neunzehn-
hundertsechsundachtzig in einer
einzigen Urschrift in englischer
und französischer und spanischer
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Sprache, ausgenommen einer
möglichen anderen Regelung
betreffend die hier angeschlos-
sene Liste, wobei sämtliche Texte
authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 9. März 1988 beim Generaldirektor der Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens hinterlegt; das Protokoll ist für Österreich mit demselben Tag in Kraft getreten.

Vranitzky

244.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND FINNLAND ZUR VEREIN-
FACHUNG DES RECHTLICHEN VER-
KEHRS NACH DEM HAAGER ÜBER-
EINKOMMEN VOM 1. MÄRZ 1954
BETREFFEND DAS VERFAHREN IN

BÜRGERLICHEN RECHTSSACHEN
Die Republik Österreich und Finnland sind wie

folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Angehörigen des einen der beiden Staaten
sowie die Personen, die in diesem Staat ihren
gewöhnlichen Aufenthalt haben, genießen auf dem
Gebiet des anderen Staates hinsichtlich des Rechts-
schutzes ihrer Person und ihres Vermögens die
gleiche Behandlung wie die Angehörigen dieses
Staates. Sie haben zu diesem Zweck freien Zutritt
zu den Gerichten und können vor diesen unter den
gleichen Bedingungen und in der gleichen Weise
wie die Angehörigen des anderen Staates auftreten.

Artikel 2

(1) Die im Haager Übereinkommen vom
1. März 1954 *) bezeichneten Ersuchen um Zustel-
lung gerichtlicher und außergerichtlicher Schrift-
stücke sowie Rechtshilfeersuchen werden im Weg
des Bundesministeriums für Justiz der Republik
Österreich und des Ministeriums der Justiz Finn-
lands unmittelbar übersandt.

(2) Die zuzustellenden Schriftstücke können in
einer einzigen Ausfertigung übersandt werden.

(3) Die Erledigungsakten sind von der ersuchten
Behörde der ersuchenden Behörde gleichfalls im
Wege der beiderseitigen Justizministerien zu über-
senden.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 91/1957
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Artikel 3

(1) Die in Artikel 3 Absätze 2 und 3 sowie in
Artikel 10 des Haager Übereinkommens vom
1. März 1954 vorgesehenen Übersetzungen können
auch von einem hiezu gehörig befugten Übersetzer
des ersuchenden Staates beglaubigt werden.

(2) Die in Finnland zu erledigenden Rechtshilfe-
ersuchen sind mit Übersetzungen in die finnische
oder in die schwedische Sprache zu versehen. Glei-
ches gilt für die in Finnland zuzustellenden Schrift-
stücke, sofern es einer Übersetzung bedarf.

Artikel 4

(1) Die beiden Staaten verzichten gegenseitig auf
die Erstattung aller Auslagen, die ihnen bei der
Zustellung von Schriftstücken und bei der Erledi-
gung von Rechtshilfeersuchen erwachsen.

(2) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen an Sach-
verständige; jedoch sind die Auslagen der ersu-
chenden Behörde mitzuteilen.

Artikel 5

(1) Anträge auf Vollstreckung von Entscheidun-
gen über die Prozeßkosten gemäß Artikel 18 des
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954 kön-
nen vom Berechtigten unmittelbar beim zuständi-
gen Gericht oder bei der zuständigen Behörde
gestellt werden. Diese Anträge können auch im
Wege der beiderseitigen Justizministerien übermit-
telt werden.

(2) Wird ein in Absatz 1 bezeichneter Antrag bei
einem unzuständigen Gericht oder bei einer unzu-
ständigen Behörde gestellt, so leitet dieses Gericht
oder diese Behörde den Antrag von Amts wegen an
das zuständige Gericht oder die zuständige
Behörde weiter.

Artikel 6

(1) Die beiden Staaten verzichten auf die in Arti-
kel 19 Absatz 3 Satz 2 des Haager Übereinkom-
mens vom 1. März 1954 vorgesehene Bestätigung
des höchsten Beamten der Justizverwaltung des
ersuchenden Staates.

(2) Die in Artikel 19 Absatz 2 Ziffer 3 und
Absatz 3 Satz 3 des Haager Übereinkommens vom
1. März 1954 vorgesehene Übersetzung kann auch
von einem gehörig befugten Übersetzer desjenigen
Staates beglaubigt werden, in dem die Entschei-
dung gefällt worden ist.

Artikel 7

Die Bestimmungen dieses Abkommens und die
der Artikel 17, 18 und 19 des Haager Übereinkom-
mens vom 1. März 1954 gelten auch für juristische
Personen sowie für Gebilde, die, ohne Rechtsper-
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sönlichkeit zu besitzen, fähig sind, vor Gericht auf-
zutreten, vorausgesetzt, daß diese juristischen Per-
sonen oder Gebilde ihren satzungsmäßigen oder
tatsächlichen Sitz auf dem Gebiet eines der beiden
Staaten haben.

Artikel 8

Öffentliche oder private Urkunden sowie
Abschriften von solchen, deren Echtheit von einem
Gericht, einer Verwaltungsbehörde oder einem
öffentlichen Notar eines der beiden Staaten beglau-
bigt ist, bedürfen zu ihrer Anerkennung im anderen
Staat keiner weiteren Beglaubigung oder gleicharti-
gen Förmlichkeit.

Artikel 9

Auf Ersuchen werden das Bundesministerium für
Justiz der Republik Österreich und das Ministe-
rium der Justiz Finnlands einander unmittelbar und
kostenlos Auskünfte über Rechtsvorschriften des
Zivil- und Zivilverfahrensrechts erteilen, die in
ihrem Staat in Kraft stehen oder gestanden sind.

Artikel 10

Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die Ratifi-
kationsurkunden sind in Helsinki auszutauschen.
Das Abkommen tritt am ersten Tag des dritten
Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Rati-
fikationsurkunden ausgetauscht werden, in Kraft.

Artikel 11

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen
durch eine an den anderen Vertragsstaat gerichtete
schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung
wird sechs Monate nach dem Datum dieser Notifi-
kation wirksam.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterschrie-
ben.

Geschehen zu Wien am 17. November 1986 in
zwei Urschriften in deutscher und finnischer Spra-
che, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Peter Jankowitsch

Für Finnland:
Kaarlo Yrjö-Koskinen

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 26. April 1988 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher gemäß seinem Art. 10 mit
1. Juli 1988 in Kraft.

Vranitzky


